Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksadle Nr. 4203 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 257. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 25. März 1953 


1 . Abgeordneter Nach welchen Gesichtspunkten werden deutsche 

Ritzel Fernreisende bei der Rückkehr aus der 

Schweiz in die Bundesrepublik gezwungen, 
für eingeführtc Tabakwaren (Stumpen), wenn 
die Zahl mehr als fünf beträgt, eine Gebühr 
von 20 Pf pro Stumpen zu entrichten und 
wie verteilt sich diese Gebühr auf die Ta. ak- 
steuer, Umsatzsteuer und den Zoll ? 

2. Abgeordneter Wieviel Wiedergutmachungsanträge wurden 

Baur (Augsburg) im Dienstbereich des Bundespostministeriums 

bisher gestellt, 

wieviel davon wurden anerkannt und bisher 
erledigt und 

wieviel Anträge wurden ab gelehnt? 

3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß gewor- 

Maier (Freiburg) bene deutsche Fremdenlegionäre in franzö- 

sischen Besatzungskasernen in französische 
Uniformen gesteckt und als französische Sol- 
daten über die Grenze gebracht werden? 

Welche Informationen hat die Bundesregie- 
rung darüber, daß angeworbene deutsche 
Fremdenlegionäre mittels Flugzeug im Wege 
der Luftbrücke vom Flugplatz Baden-Baden 
aus über die Grenze geflogen werden? 

4. Abgeordneter Warum müssen auf unseren Flughäfen Flug- 

Dr. Mommer gäste, die nach West-Berlin fliegen, durch 

eine Zollkontrolle? 

5. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Schritte gegen das 
Dr. Mommer Verbot der Zeitung Rheinpfalz im Saargebiet 

und gegen die Ausweisung ihrer Korrespon- 
denten unternommen? 
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6. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


7. Abgeordneter 
Niebergall 


3. Abgeordneter 
Dr. Besold 


9. Abgeordneter 

Dr. Bergstraesser 


10. Abgeordneter 
Meyer (Hagen) 


Welche Fälle von Ausweisungen aus dem 
Saar gebiet, von Maßregelungen von Beamten 
und anderen gegen Personen gerichteten 
Unterdrückungsmaßnahmen sind der Bundes- 
regierung seit den jüngsten Saarwahlen bekannt- 
geworden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Bauern und ihre Organisationen in Baum- 
holder und Umgebung öffentlich gegen die 
viel zu geringen Pachtsätze protestieren, die 
ihnen für das zu militärischen Zwecken ent- 
zogene Land gezahlt werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um den Bauern zu ihrem Recht zu verhelfen ? 

Wie weit sind die Vorbereitungen zum Erlaß 
eines Reichsnährstandsabwicklungsgesetzes ge- 
diehen und bis wann kann spätestens mit 
der Vorlage dieses Gesetzes gerechnet werden? 

Warum ist die Bundesregierung der Revi- 
dierten Berner Übereinkunft zum Schutze 
von Werken der Literatur und Kunst (Brüs- 
seler Fassung von 1948, in Kraft seit dem 
1. April 1951) nicht beigetreten, obwohl diese 
Fassung den Urheber wesentlich besser schützt 
als die alte Fassung und das alte deutsche 
Urheberrecht, und gedenkt die Bundesregie- 
rung dieser Konvention bald beizutreten? 

Welche Schritte hat der Herr Bundesminister 
für Arbeit unternommen, um die Rechtslage 
in der Knappschaftsversicherung wiederherzu- 
stellen, nach der nicht beanstandet wird, wenn 
von den Knappschaften bei Staublungener- 
krankten, die auf Grund der Berufskrank- 
heitenverordnung eine Unfallrente beziehen, 
die Ruhensbestimmungen nach §§ 1274/75 
der Reichsver Sicherungsordnung nicht an ge- 
wendet werden (Bescheid des Reich sversiche- 
rungsamtes Berlin vom 14. April 1942 
- III Kn. 3500/42-232 - und rechtskräftige 
Bescheide der Knappschaft)? 

Schließt sich der Herr Minister dieser Rechts- 
entscheidung an, die unterstellt, daß die 
bergmännische Berufsunfähigkeit bzw. Invali- 
dität bei Beginn der entschädigungspflichtigen 
Silikose bereits Vorgelegen hat? 

Billigt der Herr Minister die Aufhebung dieser 
Rechtslage nach dem 8. Mai 1945, obwohl 
keine Umstände eingetreten sind, die diese 
Maßnahme rechtfertigen ? 



1 1 . Abgeordneter 
Parzinger 


12. Abgeordneter 
Kuntseher 


13. Abgeordnete 
Frau Albertz 


14. Abgeordneter 
Niebergall 


Bis wann ist mit der endgültigen Vorlage 
eines Entschädigungsgesetzes für die Heim- 
kehrer zu rechnen, nachdem der Bundestag 
hierzu einen einstimmigen Beschluß gefaßt 
hat? 


Entspricht es den Tatsachen, daß auf Grund 
eines alliierten Befehls noch in allerjüngster 
Zeit von den Landes Zentralbanken Wertpapiere 
sudetendeutscher Unternehmungen an die 
tsch echoslowakische Regierung ausgeliefert 
wurden ? 

Wenn diese Pressemeldungen stimmen, so 
frage ich: 

1. Um was für Wertpapiere handelt es sich? 

2. Ist die Höhe der Nominalbeträge dieser 
Wertpapiere bekannt? 

3. Sind die Inhaber Privatpersonen, die nach 
dem alliierten Gesetz Nr. 63 die Papiere 
entschädigungslos abführen mußten? 

4. Sind die Alliierten noch im Jahre 1953 
der bolschewistischen Prager Regierung 
gegenüber an das Reparationsabkommen 
von 1946 zum Nachteil deutscher Staats- 
bürger gebunden? 


Wann beabsichtigt der Bundesminister des 
Innern die Richtlinien zu § 9a des Heimkehrer- 
gesetzes zu erlassen, wonach Heimkehrer, die 
seit dem 1. Januar 1948 entlassen sind, vor 
anderen Bewerbern bei Vorliegen entsprechen- 
der fachlicher Voraussetzungen bevorzugt 
im Öffentlichen Dienst einzustellen sind? 


Wieviel Hektar Weinanbaufläche gab es im 
Jahre 1952 in der Bundesrepublik? 

Wieviel Hektar davon sind reblausverseucht 
und wieviel Hektar wurden auf reblausfeste 
Pfropfreben um gestellt oder neu an gebaut? 

Wie hoch ist der Schaden, den diese Ver- 
seuchung in den Jahren 1950, 1951 und 1952 
an gerichtet hat und wie hoch sind die Mittel, 
die Bund und Länder zum Kampf gegen die 
Seuche und für den "Wiederaufbau verausgabt 
haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um den Winzern eine wirksame Hilfe zu 
gewähren ? 



15. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
Frau Dr. Probst um den durch die Umsiedlung im Zusammen- 
hang mit der Verstärkung der alliierten Streit- 
kräfte in Bayern betroffenen landwirtschaft- 
lichen Siedlern auf ehern. Wehrmach tsgclände 
(Wildflecken, Landshut- Auloh, Augsburg- 
Kriegshaber, Schweinfurt, Urlas bei Ansbach) 
Ersatzsiedlerstellen möglichst bald zur Ver- 
fügung zu stellen, damit die Frühjahrsbe- 
stellung novh rechtzeitig getätigt werden kann? 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Verzögerung in der Gewährung von 
Bundesdarlehen Ersatzsiedlerstellen, die von 
den Siedlern selbst ermittelt wurden, wieder 
verloren gehen, da die bedingt und befristet 
abgeschlossenen Verträge von den Siedlern 
nicht eingehalten werden können? 

Ist die Bundesregierung sich Im Klaren darüber, 
daß durch diese Verzögerung die Siedler 
gezwungen werden, in den ungenügenden 
Zwischenquartieren unter Substanzverlust an 
ihrem landwirtschaftlichen Inventar ein wei- 
teres Jahr bleiben zu müssen, wenn die Um- 
siedlung nicht zum Frühjahr noch getätigt 
werden kann und daß dies neben den bedauer- 
lichen persönlichen Auswirkungen eine erheb- 
liche zusätzliche Aufwendung von Bundes- 
mitteln für die Weitergewährung von Über- 
brückungshilfe, Ernteausfallentschädigung, 
Futterbeihilfe etc. bedeutet? 

16. Abgeordneter Was ist aus dem 75 Millionen-Programm, 

Wahl das die Erstellung von Bauten für die Besat- 

zungsangehörigen Zug um Zug gegen die 
Freigabe beschlagnahmten privaten Wohn- 
und Gewerberaumes durch die Besatzungs- 
mächte zum Ziele hat, fAr Heidelberg verplant? 

17. Abgeordneter Wie weit sind die Verhandlungen zwischen 

Wahl dem Bundesministerium der Finanzen und 

dem US-Hauptquartier auf Grund des Memo- 
randums vom 17. August 1951 gediehen und 
was ist dabei für Heidelberg vorgeseher ? 

Wann ist mit der im Memorandum angeregten 
Einrichtung gemischter Ausschüsse zur Über- 
prüfung des zur Zeit beschlagnahmten privaten 
Wohn- und Gewerberaumes zu rechnen? 

18. Abgeordneter Wie hoch belaufen sich die ungefähren Kosten, 

Jahn die zur Wiederherstellung der durch Frost- 

schäden und Schwerverkehr beschädigten 
Straßen erforderlich sind? 



19. Abgeordneter 
Hilbert 


* 


20. Abgeordneter 
Dr. Liitkens 


2 1 . Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


22. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


23. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


24. Abgeordneter 

Müller (Frankfurt) 


In welchem Ausmaß und in welcher Form 
soll der Schwerlastwagenverkehr zur Deckung 
der durch ihn verursachten Kosten heran- 
gezogen werden? 

Hält der Bundesverkehrsminister es für richtig, 
daß in Bahnhofswirtschaften, die in Bahnhöfen 
eingebaut sind und gleichzeitig als Wartesäle 
dienen, öffentliche Tanzvergnügen abgehalten 
werden? Wenn nein, ist der Herr Minister 
bereit, die Bundesbahn anzuweisen, daß künftig 
derartige öffentliche Veranstaltungen in Bahn- 
hofswirtschaften auf bahneigenem Gelände 
unterbleiben? 

An wie vielen Sitzungen des Ausschusses für 
Besatzungsstatut und auswärtige Angelegen- 
heiten haben der Herr Bundeskanzler und 
Herr Staatssekretär Prof. Hallstein einzeln 
oder gemeinsam in den Jahren 1950, 1951, 
1952 und im ersten Vierteljahr 1953 teilge- 
nommen ? 

Aufgrund welcher Rechtsvorschriften wurden 
die an die Rentenversicherungen zu leistenden 
Mehraufwendungen für Rentenzulagen des 
Monats April 1953 auf einen Barbetrag von 
25 °/ f , also um rund 45 Mill. DM gekürzt? 

Warum wurde das Grundbetragserhöhungs- 
gesetz, das vom Bundestag am 11. Dezem- 
ber 1952 und vom Bundesrat am 18. Dezem- 
ber 1952 verabschiedet wurde, bis jetzt nicht 
veröffentlicht? 

Warum wurde dem Bundestag noch nicht der 
Entwurf für ein Fremdrentengesetz, das am 
1. April 1953 in Kraft treten soll, vorgelegt 
und aufgrund welcher Rechtsvorschriften 
wurden im März 1953 Erstattungen für 
Fremdrenten in Höhe von rund 30 Mill. DM 
geleistet ? 

Was gedenkt der Herr Bundeskanzler zu 
unternehmen, damit unverzüglich die seit 
Jahren beschlagnahmten 79 Häuser mit 160 
Wohnungen in der Gemeinde Groß Auheim 
(Kreis Hanau) ihren Eigentümern wieder 
zurück gegeben und ein ebenfalls beschlag- 
nahmtes Industrieunternehmen und 300 ha 
beschlagnahmtes Land wieder freigegeben 
werden? 



25. Abgeordnete 
Frau Strobaeh 


26. Abgeordneter 
Niebergall 


27. Abgeordneter 
Kohl 


28. Abgeordneter 

Kohl 


Ist dem Herrn Bundeskanzler bekannt, daß 
der Rektor der Universität Tübingen, Prof. 
Dr. Erwin Bünning, in einem Rundschreiben 
die Mitglieder des Lehrkörpers der Universität 
von dem Weiterbestehen der französischen 
Briefzensur unterrichtet und ihnen nahegelegt 
hat, vertrauliche Mitteilungen und Forschungs- 
ergebnisse so befördern zu lassen, daß sie 
fremdem Einblick entzogen bleiben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diesem unwürdigen Zustand, der bekannt- 
lich in der gesamten Bundesrepublik besteht, 
ein Ende zu bereiten? 

Wieviel Hektoliter Wein wurden im Jahre 
1951 aus dem Ausland in die Bundesrepublik 
eingeführt? 

Wieviel Hektoliter deutschen Weins des Jahr- 
gangs 1951 wurden abgesetzt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um die deutschen Weinbauern und Winzer 
vor der ausländischen Weinschwemme zu 
schützen und den Absatz des deutschen Weines 
zu sichern ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, das Bauern 
im Landkreis Rastatt, denen von der Besatzungs- 
macht vor mehr als Jahresfrist 280 ha Land 
zur Errichtung eines Flugplatzes beschlagnahmt 
worden sind, bis heute noch keine Ent- 
schädigung erhalten haben? 

Wann gedenkt die Bundesregierung die Aus- 
zahlung der Entschädigung durch zu führen? 

Ist die Bundesregierung gewillt, den geschädig- 
ten Bauern gleichwertiges Ersatzland zur 
Verfügung zu stellen? 

Wer ist für den unsinnigen Befehl verant- 
wortlich, den der Oberbürgermeister von 
Baden-Baden bekanntgegeben hat, wonach die 
Quellwasserzuführungsleitungen in Baden- 
Baden mit Minenkammern ausgestattet werden 
müssen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um zu verhindern, daß dieser Plan ausgeführt 
wird? 

Sind die hierfür verantwortlichen Stellen auf 
den ungeheuren Schaden aufmerksam gemacht 
worden, der für die Bevölkerung bei einer 
evtl. Sprengung dieser Quellwasserzuführungs- 
leitungen eintreten wird? 



29. Abgeordneter 
Fisch 


Bonn, den 20. März 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 
1. März 1953 in Bauschheim, Kreis Groß- 
Gerau (Hessen), die 19 jährige Anna Tychy 
von angetrunkenen amerikanischen Soldaten 
mutwillig überfahren und getötet worden ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Täter während der Zeit, als ein Bausdhheimer 
Bürger einen Arzt herbeiholen wollte, geflüch- 
tet sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß den 
alten Eltern der Getöteten, die aus dem Sudeten- 
gebiet sta&imen, bis heute keine Entschädi- 
gung und keine sonstige Beihilfe in ihrer 
schweren, durch den Tod ihrer Tochter ver- 
ursachten Lage gewährt worden ist? 

Ist die Bundesregierung gewillt, bei der Alli- 
ierten Hohen Kommission entschiedenen 
Protest gegen derartige barbarische Hand- 
lungen amerikanischer Besatzer, gegen einen 
solchen Akt der „Tötung zum Spaß” einzu- 
legen und die schärfste Bestrafung der Schul- 
digen zu verlangen? 

Ist die Bundesregierung gewillt, von den 
amerikanischen Besatzungsbehörden die Lei- 
stung eines unverzüglich zu entrichtenden 
angemessenen Betrages zu verlangen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf jeden Fall 
der Familie Tychy eine angemessene finan- 
zielle Vorleistung zu gewähren? 


1953 



